
Verordnungsblatt der Stadt Berlin. Nr. 33. 4. September 1949

304

anderen Listen — mit Ausnahme derjenigen, für die die 
Kandidaten sich entschieden haben — zu streichen sind.

III. Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlleiter 
Bedenken erhebt, können bis zur Bestätigung der Wahl­
vorschläge durch andere ersetzt werden.

34. Jede an der Wahl teilnehmende politische Partei 
kann gegen Verfügungen, die der Wahlleiter nach vor­
stehenden Bestimmungen erläßt, die Entscheidung des 
Wahlausschusses anrufen.

4. Bestätigung und Veröffentlichung

35. I. Die Wahlleiter bestimmen Zeit und Ort der 
Sitzungen der Wahlausschüsse.

II. Die Wahlausschüsse fassen ihre Beschlüsse in öffent­
licher Sitzung. Die Sitzungen gelten als öffentlich, wenn 
Zeit, Ort und Gegenstand der Sitzung durch Anschlag 
am Eingang des Sitzungshauses bekanntgegeben worden 
sind, mit dem Hinweis, daß der Zutritt zur Sitzung den 
Wählern offen steht.

III. Die Vertrauensmänner der zur Beratung kommen­
den Wahlvorschlagslisten sind von Sitzungen zu benach­
richtigen.

IV. Der Wahlausschuß entscheidet, nach Ablauf der zur 
Beseitigung von Mängeln festgesetzten Frist (Punkt 33 I) 
über die Zulassung der Wahlvorschläge und deren Zu­
sammenlegung.

36. I. In den Wahlvorschlägen werden die Namen der 
Bewerber gestrichen, deren Persönlichkeit nicht fest­
gestellt ist, deren Zustimmungserklärung fehlt und 
solcher, die nachweislich nicht wählbar sind. Ebenso sind 
die Namen von Kandidaten, die auf mehreren Wahlvor­
schlägen desselben Wahlkreises, desselben Verwaltungs-- 
bezirkes oder auf mehreren Stadtwahlvorschlägen 
genannt sind, von den Listen zu streichen.

II. Die in einem Kreiswahlvorschlag genannten Kandi­
daten dürfen auch in dem zusammengelegten Stadtwahl- 
vorschlage genannt werden. Die Nennung in einem 
Stadt- oder Kreiswahlvorschlage schließt die Nennung in 
einem Bezirkswahlvorschlag nicht aus.

III. Kandidaten, die auf demselben Wahlvorschlag 
mehrmals genannt sind, gelten als nur einmal vor­
geschlagen.

37. Wahlvorschläge, die verspätet eingereicht sind oder 
den gesetzlichen Erfordernissen nicht entsprechen, sind 
ungültig.

38. Der Kreiswahlausschuß hat bei der Prüfung der 
Wahl Vorschläge die Bezirks wähl Vorschläge und die zu- 
sammengelegten Vorschläge mitzuprüfen und über ihre 
Zulassung zu entscheiden.

39. I. Der Wahlleiter hat mindestens zehn Tage vor der 
Wahl die Wahlvorschläge in der vorgeschriebenen Weise 
im Verordnungsblatt der Stadt Berlin bekanntzugeben.

II. Die Wahlvorschläge sind mit Nummern zu versehen, 
deren Reihenfolge in Anwesenheit der Vertrauensmänner 
(Vertreter der politischen Parteien) der Stadtwahlvor­
schläge durch das Los bestimmt wird. Das Losergebnis 
ist für die gesamte Wahl in Groß-Berlin einheitlich maß­
gebend.

III. Bei der Bekanntmachung (I) ist zugleich anzugeben, 
welche Wahlvorschläge zusammengelegt sind.

VII. Stimmabgabe

40. Dia Wahl findet in der Zeit von 8.00 Uhr bis
20.00 Uhr statt.

41. I. Die Wahlhandlung wird damit erölfnet, daß der 
Wahlvorsteher den Stellvertreter, den Schriftführer und 
die Beisitzer durch Handschlag verpflichtet und so den 
Wahlvorstand bildet.

II. Ist bei Beginn der Wahlhandlung die genügende An­
zahl der. eingeladenen Beisitzer oder der Schriftführer 
nicht erschienen, so ernennt der Wahlvorsteher aus an­
wesenden Wählern die fehlenden Mitglieder in der er­
forderlichen Zahl oder den Schriftführer.

42. Der Wahlvorsteher und der Schriftführer dürfen sich 
während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen, 
Verläßt einer von ihnen vorübergehend den Wahlraum, 
so ist mit der Vertretung des Wahlvorstehers sein Stell­
vertreter, mit derjenigen des Schriftführers ein anderes 
Mitglied des Wahl Vorstandes zu beauftragen.

43. I. Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, 
soll so aufgestellt werden, daß^er von allen Seiten zugäng­
lich ist.

II. Auf diesen Tisch wird eine Wahlurne zum Ein­
werfen der Stimmzettel gestellt. Der Boden der Wahl­
urne soll viereckig sein. Im Innern gemessen, muß ihre 
Höhe mindestens .65 cm und der Abstand jeder Wand 
von der gegenüberliegenden Wand mindestens 20 cm be­
tragen. Im Deckel der Wahlurne muß ein Schlitz, nicht 
breiter als 2 cm sein, durch den die Umschläge mit den 
Stimmzetteln einzuwerfen sind. Vor Beginn der Wahl 
hat der W?ahlvorstand sich davon zu überzeugen, daß die 
Wahlurne leer ist und danach sie zu versiegeln. Von 
diesem Augenblick bis zur Herausnahme der Umschläge 
mit den Stimmzetteln nach Abschluß der Wahl darf die 
Wahlurne nicht geöffnet werden.

III. Durch Bereitstellung eines oder mehrerer Neben­
räume, die nur durch den Wahlraum betretbar oder un­
mittelbar mit ihm verbunden sind, oder durch Vorrichtun­
gen an einem oder mehreren von dem Vorstandstisch ge­
trennten Nebentischen ist Vorsorge zu treffen, daß der 
Wähler seinen Stimmzettel unbeobachtet in den Um­
schlag zu legen vermag.

44. I. Jeder Wähler hat für die Wahl der Stadtverord­
neten von Groß-Berlin und für die Wahl der Bezirksver- 
ordneten je eine Stimme. Abwesende können sich bei 
der Wahl nicht vertreten lassen.

II. Die Stimmzettel, sowohl für die Stadtverordneten­
ais auch für die Bezirksverordnetenwahlen, werden für 
jeden Wahlkreis amtlich hergestellt und dei) Bezirks­
ämtern zur Weitergabe an die Wahlvorsteher überwiesen. 
Ihre äußere Form bestimmt einheitlich der Stadtwahlleiter. 
Zur Stimmabgabe dürfen nur amtlich hergestellte Stimm­
zettel benutzt werden.

III. Die Stimmzettel müssen alle zugelassenen Wahlvor­
schläge unter Nennung der ersten vier Kandidaten jedes 
Vorschlags, in der gemäß Punkt 39 (II) bestimmten, mit 
Nummern versehenen Reihenfolge enthalten.

IV. Die Stimmzettel für die Stadtverordnetenwahlen 
müssen aus weißem oder weißlichem Papier, für die 
Bezirksverordnetenwahlen aus farbigem Papier sein. Ihre 
Größe wird durch den erforderlichen Aufdruck (III) be­
stimmt, doch müssen sich die Stimmzettel, einmal oder 
zweimal gefaltet, leicht in den Umschlag (V) legen lassen.
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